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1. Einleitung 

Wie alle anderen Politikfelder auch sind Entscheidungen in der Außen- und Sicherheitspolitik 

der Kontrolle der Bürger unterworfen. Allerdings traf die Demokratisierung politischer Ent-

scheidungen auf diesem Gebiet auf besonders große Widerstände, so dass die Außen- und 

Sicherheitspolitik als „letzte Bastion vordemokratischer ‚Kabinettspolitik‘“ erscheinen konnte 

(Rattinger 2007: 314; siehe Hellmann et al. 2007: 20-21). Vorbehalte gegen eine demokrati-

sche Öffnung erwuchsen nicht nur aus einem prinzipiellen Unwillen etablierter Eliten, Bürger 

auf diesem Gebiet mitreden zu lassen.
1
 Vielmehr trugen auch Zweifel an den vermuteten vor-

teilhaften Wirkungen einer Demokratisierung außen- und sicherheitspolitischer Entscheidun-

gen dazu bei.
2
 Mit der Demokratisierung wurde die naheliegende Hoffnung verbunden, dass 

die Bürger mit ihren Wünschen staatliches Handeln in der Außen- und Sicherheitspolitik tat-

sächlich kontrollieren würden. Dies kann direkt geschehen, indem Bürger bei Sachabstim-

mungen über außen- und sicherheitspolitische Fragen entscheiden. Darüber hinaus können 

Bürger Regierungen wegen außen- oder sicherheitspolitischer Fragen abwählen oder ins Amt 

wählen. Politische Akteure können ein Verdikt der Bürger an der Wahlurne aber auch antizi-

                                                           
1
 Bereits vor der Demokratisierung der Außen- und Sicherheitspolitik hatte interessierten Eliten grundsätzlich 

der Weg offen gestanden, mit – populistischen – außenpolitischen Manövern um öffentliche Unterstützung zu 

werben. Allerdings schien unter den Eliten offenbar ein Konsens zu bestehen, dass die Gestaltung der Außenpo-

litik der Exekutive vorbehalten sein soll (Hellmann et al. 2007; Czempiel 1999).  
2
 Es kamen Befürchtungen hinzu, die Demokratisierung würde außenpolitische Entscheidungen stärker von sach-

fremden Erwägungen abhängig machen – also verschlechtern – und Demokratien im Wettbewerb mit anderen 

Gesellschaftsordnungen einen systematischen Nachteil eintragen (z.B. Tocqueville 1985; Almond 1950; Kennan 

1951). Den Aspekt der Entscheidungsqualität (siehe zum epistemischen Aspekt von Demokratie Landemore 

2013) blenden wir in diesem Beitrag weitgehend aus, um die Argumentation nicht zu überfrachten. 
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pieren und außen- oder sicherheitspolitische Entscheidungen den (mehrheitlichen) Wünschen 

der Bürger anpassen, um elektorale Konsequenzen zu vermeiden. In Abhängigkeit von den 

vermuteten - friedfertigeren - Präferenzen der Bürger verband man mit demokratischer Kon-

trolle Änderungen in der inhaltlichen Ausrichtung der Außen- und Sicherheitspolitik (Rattin-

ger 1985). 

Skeptische Einschätzungen ergeben sich zum einen aus politisch gefärbten Urteilen über die 

Konsequenzen des Bürgereinflusses auf außen- und sicherheitspolitische Entscheidungen. 

Exemplarisch war das in der ursprünglichen Bundesrepublik zu beobachten. Nachdem mit der 

Klärung der nach dem Zweiten Weltkrieg aufgeworfenen außenpolitischen Grundfragen das 

Interesse Ende der 1950er Jahre fürs Erste erlahmt war, stellte sich mit der erneuten parteipo-

litischen Polarisierung sicherheitspolitischer Themen in den 1980er Jahren abermals die Frage 

nach einer stärkeren Einbeziehung der Öffentlichkeit: Während die Demokratisierung der 

Außen- und Sicherheitspolitik dabei auf Seiten der Linken mit Begeisterung aufgenommen 

wurde, sorgte man sich auf der Rechten um den Verbleib in der NATO, was auf Grund der 

nachlassenden Unterstützung des Bündnisses in der Bevölkerung keineswegs mehr gewiss 

war (Inglehart 1984; Rattinger 1984).  

Zum anderen wurde angezweifelt, ob Bürger überhaupt in der Lage seien, diese Kontrollfunk-

tion auszuüben (Lippmann 1922). Diese Zweifel beziehen sich einerseits darauf, wie einfache 

Bürger über außen- und sicherheitspolitische Fragen nachdenken und sich dazu eine Meinung 

bilden. Andererseits wurden Bedenken geäußert, inwieweit sich ihre Urteile in politischem 

Verhalten niederschlagen. Letzteres ist besonders wichtig, da außen- und sicherheitspolitische 

Präferenzen auf entsprechende politische Entscheidungen schwerlich Einfluss nehmen kön-

nen, wenn sie nicht das (Wahl-)Verhalten von Bürgern anleiten. Selbst wenn Bürger sich zu 

entsprechenden Themen eine Meinung bilden, kann man davon aber nicht ohne weiteres aus-

gehen. Denn außen- und sicherheitspolitische Einstellungen konkurrieren mit einer Vielzahl 

potentiell wahlrelevanter Einflussfaktoren. Zwar wiesen andere Stimmen derartige Bedenken 

zurück und sahen – wenigstens in den USA – eine effektive demokratische Kontrolle der Au-

ßen- und Sicherheitspolitik am Werk (z.B. Rosenau 1961, 1969; Russett 1990; Jacobs/Page 

2005),
3
 doch kann nicht ohne weiteres angenommen werden, dass das Versprechen einer de-

mokratischen Kontrolle der Außen- und Sicherheitspolitik jederzeit eingelöst werden kann.  

                                                           
3
 Auch auf diesem Gebiet fließen politische Präferenzen in die wissenschaftliche Forschung ein. Beispielsweise 

fanden in der Bundesrepublik in den achtziger Jahren fundierte Einstellungen zur Außen- und Sicherheitspolitik 

zu allererst diejenigen Forscher, die die Demokratisierung der Außenpolitik begrüßten. Skeptiker einer stärkeren 
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Im vorliegenden Aufsatz werden wir daher die politische Urteilsbildung zu derartigen The-

men sowie die Verhaltensrelevanz entsprechender Urteile theoretisch und vor dem Hinter-

grund des Forschungsstandes diskutieren. Im Folgenden ist daher zu prüfen, inwiefern Wissen 

und Interesse dafür sprechen, dass Bürger überhaupt Einstellungen zur Außen- und Sicher-

heitspolitik entwickeln können, auf welchen Grundlagen diese Einstellungen beruhen und 

welchen Einfluss Eliten auf diese nehmen können, und schließlich, ob die Bevölkerung auch 

dazu neigt, aus ihren außenpolitischen Haltungen Konsequenzen bei der Wahlentscheidung zu 

ziehen. 

2. Individuelle Urteilsbildung zur Außen- und Sicherheitspolitik 

Für die politische Urteilsbildung von Menschen wichtig sind Motivation und Fähigkeiten 

(Chaiken 1980; Chaiken/Trope 1999; Tetlock 1985). Politische Urteilsbildung kann von we-

nigstens zwei Motivationen gesteuert werden. Das Richtigkeitsmotiv spornt Menschen dazu 

an, sich ein zutreffendes Bild von der Realität zu machen und zu objektiv richtigen Urteilen 

zu gelangen. Diese Motivation ist etwa dann stark ausgeprägt, wenn für Menschen viel auf 

dem Spiel steht, sie beispielsweise den Eindruck haben, von einer richtigen Einschätzung der 

außenpolitischen Lage hänge ihre persönliche Sicherheit ab (Kliemt 1986; Quandt/Ohr 2004). 

Das Verteidigungs- oder Richtungsmotiv hingegen drängt Menschen dazu, (bewusst oder un-

bewusst) solche Urteile zu außen- und sicherheitspolitischen Fragen zu entwickeln, die mit 

persönlichen Dispositionen und vorgefassten Urteilen in Einklang stehen (z.B. Kunda 1990; 

Lodge/Taber 2000, 2013; Taber/Lodge 2006). Diese Motivation fällt etwa dann stark ins Ge-

wicht, wenn zentrale Dispositionen berührt sind.  

Während Motivationen den Antrieb geben, stellen Fähigkeiten die Mittel bereit, um das ange-

strebte Ziel zu erreichen. Erst ein gewisses Hintergrundwissen erlaubt es zu erkennen, welche 

Handlungsempfehlung - etwa in der Außenhandelspolitik - den eigenen Interessen besonders 

zuträglich ist oder mit in der eigenen Identität verankerten politischen Vorlieben, etwa be-

stimmten Werten, Gruppenbindungen und anderen Orientierungen gegenüber politischen 

Symbolen, in Einklang steht. Fehlt es an entsprechenden Fähigkeiten oder Motivation, verar-

beiten Menschen politische Informationen oberflächlich. Beispielsweise prüfen sie nicht die 

argumentative Qualität von Aussagen, sondern verlassen sich auf Heuristiken und achten etwa 

einzig darauf, von welchem Akteur eine Aussage formuliert wurde (Simon 1985; 

Tversky/Kahneman 1986; Kuklinski/Quirk 2000; Lau 2003). 

                                                                                                                                                                                     
Einbeziehung der Bürger verwiesen dagegen auf mangelndes Wissen und fehlende Strukturen zu außenpoliti-

schen Themen. 
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In etlichen Demokratien interessieren sich viele Bürger nicht sonderlich stark für politische, 

geschweige denn für außen- und sicherheitspolitische Fragen. Diese sind vom Alltagsleben 

vieler Bürger relativ weit entfernt, weshalb sie nur selten Interesse daran entwickeln. Damit 

zusammen hängt ein insgesamt geringer Wissensstand über politische Fragen im Allgemeinen 

und außen- und sicherheitspolitische Fragen im Besonderen (Delli Carpini/Keeter 1996; 

Holsti 2004; Aldrich et al. 2006: 479). Auch wenn das nicht für alle Fragen und alle Bürger in 

gleichem Maße gilt (Caspary 1970; Graham 1988), ist der generelle Befund nicht erstaunlich. 

Denn der einzelne Bürger hat keinen wahrnehmbaren Einfluss auf außenpolitische Entschei-

dungen, weshalb es sich für ihn nicht lohnt, sich ausgiebig mit diesem Themenkomplex zu 

beschäftigen und vertiefte Kenntnisse auf dem Gebiet zu erwerben (Downs 1957). Anders 

verhält es sich mit Personen, deren Eigeninteresse eng mit außen- oder sicherheitspolitischen 

Fragen verknüpft ist oder die sich aus anderen Gründen intensiv mit derartigen Fragen be-

schäftigen. Sie sind motiviert und informiert und bilden den Kern eines außen- und sicher-

heitspolitischen Themenpublikums.  

Geringes Interesse und dürftige Kenntnisse sind keine guten Voraussetzungen dafür, dass 

Menschen konsistente außenpolitische Überzeugungssysteme entwickeln. Etliche außenpoliti-

sche Objekte, Akteure, Policies oder Ereignisse, sind Bürgern unbekannt.
4
 Andere Objekte 

sind ihnen zwar bekannt, doch können sie diese nicht in größere Zusammenhänge einordnen. 

Dies spiegelt sich wider in schwachen Zusammenhängen zwischen Bewertungen verschiede-

ner außen- und sicherheitspolitischer Fragen (Converse 1964). Schließlich hindern geringes 

Interesse und Wissenslücken Menschen daran, sich ein zutreffendes Bild von der Realität zu 

machen. So sind sie beispielsweise nicht in der Lage, Implikationen von Politikvorschlägen, 

etwa deren Folgen für das eigene Wohlergehen, oder die Unvereinbarkeit verschiedener Poli-

tikvorschläge zu erkennen. Exemplarisch dafür steht etwa der Befund, dass die Idee der Ab-

schreckung zwar mehrheitlich Zustimmung fand, die dafür notwendigen Kernwaffen jedoch 

vom Großteil der Bevölkerung kategorisch abgelehnt wurden (Flynn/Rattinger 1985).  

Diese Befunde, die im klassischen „Almond-Lippmann-Konsens“ (Lippmann 1922, Almond 

1950) zusammengefasst sind, sprechen dafür, dass die öffentliche Meinung, verstanden als 

Aggregation der in Umfragen gemessenen Einzelmeinungen, keine große Rolle in der Außen-

politik spielen kann – und sollte (vgl. Holsti 1992). Auf etliche Fragen kann sie überhaupt 

keine Antwort geben, auf andere allenfalls vage oder nicht sachgerechte. Das außenpolitische 

                                                           
4
 Werden sie um eine Bewertung ihnen unbekannter Objekte gebeten, geben einige Personen durchaus Einschät-

zungen ab, die aber als „non-attitudes“ zu bewerten sind (Converse 1970; speziell zur Außen- und Sicherheitspo-

litik Rattinger 1987). 
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Interesse in der Bevölkerung ist in den zurückliegenden Jahrzehnten dabei nicht wesentlich 

gestiegen, auch hat sich der Kenntnisstand trotz Bildungsexpansion nicht maßgeblich verbes-

sert (vgl. Delli Carpini/Keeter 1992). Daher liegt die Vermutung einer geringen Verhaltensre-

levanz entsprechender außen- und sicherheitspolitischer Orientierungen nahe. Selbst wenn 

Bürger Urteile über außen- und sicherheitspolitische Fragen bilden, werden diese sich kaum 

auf ihr Wahlverhalten auswirken. Folglich dürfte sich am Befund, dass Bürger dem Idealbild 

vom hochinteressierten und wohlinformierten homo politicus nicht entsprechen, wenig geän-

dert haben. 

Allerdings finden sich in der Literatur in jüngerer Zeit durchaus wohlwollende Interpretatio-

nen. Ein Zweig der Forschung, die den Bürger zu rehabilitieren sucht, hat Befunde vorgelegt, 

die sich als Belege dafür interpretieren lassen, dass Bürger bei der Bewertung außen- und si-

cherheitspolitischer Fragen Nutzenkalküle anstellen, mit dem Ziel, ihre Interessen möglichst 

gut zu verfolgen (z.B. Mueller 1973; Carrubba/Singh 2004; siehe Berinsky 2007). Je nach-

dem, welche Angebote den eigenen Nutzen in Form von Wohlergehen oder Sicherheit am 

meisten mehren, werden Positionen unterstützt oder abgelehnt. Insbesondere bei der Untersu-

chung von Einstellungen gegenüber der Europäischen Union wird von einigen Autoren vor-

rangig das ökonomische Eigeninteresse als maßgeblich für die Haltung der Bürger angesehen 

(z.B. Eichenberg/Dalton 1993, 2007; Gabel 1998; Brinegar/Jolly 2005). Ebenso finden sich in 

der Forschung zu Einstellungen zur Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 

Befunde, die als Anhaltspunkte für nutzenorientierte Überlegungen interpretiert werden kön-

nen (Carrubba/Singh 2004; Ray/Johnston 2007; Schoen 2008). Auch liegen einige Arbeiten 

vor, die davon ausgehen, dass Bürger ihre Haltung zu laufenden militärischen Auseinander-

setzungen von der Höhe der Verlustzahlen und des wahrscheinlichen Ausgangs der Kampf-

handlungen abhängig machen (z.B. Mueller 1973; Gartner et al. 1997, 2004; Eichenberg 

2005; Gelpi et al. 2005, 2009). Jedoch sind diese Befunde mit Vorsicht zu genießen, da die 

nutzenbezogene Interpretation der Befunde nicht die einzig denkbare ist. In Anbetracht des 

geringen außenpolitischen Interesses vieler Bürger sowie der Komplexität und Ambiguität 

vieler außen- und sicherheitspolitischer Fragen ist sie obendrein nicht die plausibelste: Wie 

und warum sollten Bürger Nutzenkalkulationen im strengen Sinne anstellen, wenn ihnen Fra-

gen so uninteressant erscheinen, dass sie sich nicht gut darüber informieren? In vielen Fällen 

dürfte daher das Nutzenkalkül primär als „als ob“-Argument zu verstehen sein (siehe klas-

sisch Friedman 1953; kritisch etwa Sen 1980, Hedström 2005: 60-66).  
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Verwandt damit ist das Argument, die öffentliche Meinung verhalte sich im Aggregat ratio-

nal. In ihrer einflussreichen Untersuchung „The Rational Public“ meinen Page/Shapiro (1992) 

den Beweis zu führen, dass die amerikanische Öffentlichkeit – trotz verschiedener Defizite 

einzelner Bürger – rational auf (außen-)politisches Geschehen reagiere (siehe für Europa Iser-

nia et al. 2002; siehe für die verwandte Vorstellung, die Öffentlichkeit reagiere wie ein Ther-

mostat auf (außen-)politisches Geschehen, z.B. Wlezien 1995). Das zentrale Argument, beim 

Übergang von der Individual- auf die Aggregatebene geschehe ein Wunder der Aggregation, 

das aus einer Ansammlung wenig interessierter und involvierter Individuen ein rationales 

Kollektiv mache (Converse 1990), fußt auf einer Reihe von Annahmen. Deren Gültigkeit 

kann nicht ohne weiteres als gegeben betrachtet und nicht mit Aggregatdaten geprüft werden. 

Selbst wenn solch optimistische Beschreibungen empirische Entwicklungen der öffentlichen 

Meinung plausibel machen, kann nicht ausgeschlossen werden, dass ganz andere Prozesse die 

beobachtbaren Ergebnisse hervorgebracht haben (z.B. Caplan 2007). Wenn solche rationalis-

tischen Erklärungen gewählt werden, scheint daher auch der Wunsch nach einer Rechtferti-

gung der Demokratisierung der Außen- und Sicherheitspolitik Vater des Gedankens zu sein.  

Ein anderer Zweig der revisionistischen Literatur hat die Problemperspektive verschoben, hin 

zu der Frage, ob sich Bürger überhaupt einen Reim auf außen- und sicherheitspolitische Fra-

gen machen können. Hurwitz und Peffley (1987) weisen darauf hin, dass Menschen außenpo-

litische Fragen trotz fehlenden Interesses und ungenügenden Kenntnissen beurteilen, indem 

sie auf allgemeine Grundorientierungen zurückgreifen, die sich auf politische Symbole bezie-

hen und häufig in der Sozialisation erworben werden (Sears/Funk 1991; Sears 2001; 

Lau/Heldman 2009). Dabei handelt es sich beispielsweise um Wertorientierungen und Grup-

penbindungen, die die Identität von Menschen berühren und daher erheblichen Einfluss auf 

Urteilsbildung und Verhalten nehmen können, ohne dass sich Bürger kognitiv besonders stark 

anstrengen müssten. In ihrem klassischen Aufsatz, der das Konzept des „vertical constraint“ 

in die Diskussion einführte, sehen Hurwitz und Peffley (1987) auf der höchsten Abstraktions-

ebene allgemeine normative Vorstellungen von der Moralität des Krieges sowie Ethnozent-

rismus (siehe auch Conover/Feldman 1984). Auf einer etwas konkreteren Ebene sind symbo-

lische Orientierungen gegenüber außenpolitischen Strategien wie Isolationismus oder Multila-

teralismus angesiedelt. Derartige normative Vorstellungen, so die Autoren, erlaubten es Bür-

gern, Politikvorschläge ohne größeres Detailwissen zu beurteilen.
5
 

                                                           
5
 Dass außenpolitische Einstellungen den Anschein erweckten, als herrsche zwischen ihnen weniger Struktur als 

zwischen innenpolitischen Einstellungen, liegt dabei eben nicht zuletzt daran, dass Menschen für gewöhnlich 
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Diese Idee hat die Forschung nachhaltig beeinflusst. Immer neue Arbeiten wurden vorgelegt, 

die Einflüsse abstrakter Konzepte auf konkrete außen- und sicherheitspolitische Fragen nach-

wiesen. An dieser Stelle kann daher nur ein grober Überblick gegeben werden. Auf der Ebene 

der Orientierungen gegenüber außen- und sicherheitspolitischen Strategien ist die Relevanz 

der Internationalismus-Isolationismus-Dimension unstrittig. Ebenso herrscht Konsens dar-

über, dass weitere Dimensionen ebenfalls einen Einfluss entfalten müssen (vgl. Bar-

des/Oldendick 1978), nicht jedoch über deren Zahl und Inhalt. So wurde eine zweite Dimen-

sion zu den Mitteln außenpolitischen Handelns (Militarismus versus Nonmilitarismus) vorge-

schlagen sowie eine dritte Dimension, die sich insbesondere auf das Verhältnis zu anderen 

Akteuren im internationalen System (Multilateralismus versus Unilateralismus) bezieht (z.B. 

Wittkopf 1986; Bardes/Oldendick 1990; Chittick et al. 1995). Die letztgenannte Dimension 

erweist sich aber in vielen europäischen Ländern als weit weniger erklärungskräftig als in den 

USA: Insbesondere in Deutschland ist ein eigenständiges Handeln in der Außen- und Sicher-

heitspolitik ohne enge Abstimmung mit den Verbündeten aus historischen Gründen kaum 

vorstellbar. Stattdessen wurde als vierte wichtige Dimension die des Atlantizismus vorge-

schlagen, die das Ausmaß beschreibt, mit der die transatlantische Partnerschaft gutgeheißen 

wird (Asmus et al. 2005).  

Auf einer höheren Abstraktionsebene als diese außenpolitikspezifischen Orientierungen sind 

Wertorientierungen angesiedelt, die Urteile über außen- und innenpolitische Entscheidungen 

anleiten können. In diesem Sinn wurden etwa vorgeschlagen: Materialismus und Postmateria-

lismus (Inglehart 1971), Sicherheit, Wohlstand und Gemeinschaft (Chittick 2006), Hierarchie 

und Gemeinschaft (Rathbun 2007), Empathie und Autorität (Lakoff 2008). Ebenso werden 

persönliche Wertorientierungen, wie sie Schwartz (1992, 1994) konzipierte, zur Strukturie-

rung außenpolitischer Einstellungen herangezogen (Pötzschke et al. 2013; siehe auch Boehn-

ke/Schwartz 1997; Schwartz et al. 2000).
6
  

Ohne größeren kognitiven Aufwand können sich Bürger auch dadurch Einstellungen bilden, 

indem sie ihre affektive Haltung zu den beteiligten (kollektiven und individuellen) Akteuren 

als Bewertungsmaßstab heranziehen (z.B. Fiske et al. 1983; Alexander et al. 1999, 2005; sie-

he allgemeiner zur Likability-Heuristik Brady/Sniderman 1985). So können etwa Sym- und 

                                                                                                                                                                                     
ihre Einstellungen wesentlich vielfältiger organisieren als lediglich nach dem Links-Rechts-Schema (Hamill et 

al. 1985; siehe aber Rathbun 2007). 
6
 Auch die in Persönlichkeitsmerkmalen zusammengefassten psychischen Dispositionen beeinflussen die Ur-

teilsbildung zu außen- und sicherheitspolitischen Fragen (z.B. Schoen 2007; Pötzschke et al. 2013). Dies ist 

folgerichtig, da beispielsweise Wertorientierungen als von Persönlichkeitsmerkmalen mitverursachte charakteris-

tische Anpassungen verstanden werden können. Verwandt damit sind etwa Konzepte wie Social Dominance 

Orientation, die ebenfalls außenpolitische Orientierungen beeinflussen (Pratto et al. 1994; Henry et al. 2005). 
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Antipathien gegenüber dem jeweiligen amerikanischen Präsidenten Urteile über außen- und 

sicherheitspolitische Entscheidungen der USA färben; ebenso konnten Bürger beispielsweise 

im Kalten Krieg außenpolitische Maßnahmen danach beurteilen, ob sie vom westlichen Lager 

oder vom Ostblock ausgingen. Dies ist umso einfacher, als Bürger die meisten Länder ohne-

hin mit bestimmten, leicht abrufbaren Stereotypen verknüpfen (Jervis 1976; Herrmann et al. 

1997; Herrmann 2003). Images von anderen Ländern und politischen Führungspersonen er-

lauben Bürgen einen schonenden Umgang mit knappen kognitiven Ressourcen, was in Ver-

bindung mit anderen Schemata nicht zuletzt einer von den Eliten unabhängigen Einstellungs-

bildung zuträglich ist (Hurwitz/Peffley 1991). 

Wie ein Individuum das internationale System wahrnimmt und welche Chancen und Risiken 

es darin sieht, hängt unter anderem von seinen Gruppenbindungen ab (Kelman/Fisher 2003; 

Herrmann et al. 2009). Gruppenbindungen bilden den größten Teil der sozialen Identität eines 

Menschen und entfalten ihre Wirksamkeit nicht zuletzt durch der Identifikationsgruppe zuge-

schriebene Bedeutungen sowie die mit Gruppenbindungen einhergehenden negativen Bewer-

tungen von Fremdgruppen (Abrams/Hogg 1988; Tajfel/Turner 1979; Tajfel 1981; siehe 

Brown 2000; Huddy 2001). Exemplarisch sei dazu die Rolle erläutert, die das Verhältnis zur 

eigenen Nation beim Umgang mit anderen Ländern spielt (Duckitt 2003). Während mit einer 

patriotischen Haltung in der Regel keine Abwertung fremder Nationen einhergeht, weisen 

Bürger mit nationalistischer Gesinnung sowohl eine hohe Verbundenheit mit der eigenen Na-

tion als auch feindselige Tendenzen gegenüber anderen Ländern auf (Kosterman/Feshbach 

1989; siehe aber Billig 1995). Eine ähnliche Dichotomie stellt die Unterscheidung in einen 

ethnischen und einen bürgerlichen Nationalismus dar, wobei bürgerliche Nationalisten eine 

inklusivere Vorstellung von der Nation pflegen als ethnische Nationalisten (Smith 2001; 

Mummendey et al. 2001). Je nach Ausprägung der nationalen Identität werden sich die Bilder 

und Stereotype unterscheiden, die man anderen Nationen zuschreibt, und so einen zusätzli-

chen Einfluss auf außen- und sicherheitspolitische Einstellungen ausüben. Neben nationalen 

Identitäten spielen aber auch Zugehörigkeitsgefühle zu anderen Kollektiven, wie etwa zu Eu-

ropa, dem Westen, aber auch sozialen Bewegungen, eine wichtige Rolle in Fragen der Au-

ßenpolitik (z.B. Schoen 2008). 

Auch Bindungen an politische Parteien als kollektive Akteure können die außen- und sicher-

heitspolitische Urteilsbildung beeinflussen (Greene 1999; Green et al. 2002; Ohr/Quandt 

2012). Parteiidentifikationen steuern die politische Informationsverarbeitung, indem vorran-

gig solche Informationen aufgenommen werden, die die eigene, durch Parteibindungen ge-
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färbte Auffassung von der Wirklichkeit untermauern (Campbell et al. 1960; Zaller 1992; Bar-

tels 2002; Berinsky 2007). Mit der Bindung an eine Partei ist auch eine Übernahme der jewei-

ligen Gruppennormen verbunden, die bestimmte Haltungen implizieren und so Einfluss auf 

außen- und sicherheitspolitische Einstellungen ausüben können (Huddy 2001). Die Wirkung 

von Parteibindungen auf die Bewertung außenpolitischer Fragen beruht aber auch darauf, dass 

sie es Bürgern erlauben, sich ohne größeren Aufwand eine Meinung zu bilden, indem sie den 

Signalen folgen, die nahestehende, glaubwürdig erscheinende Partei-Eliten aussenden (Zaller 

1992; Zaller/Feldman 1992; Lupia 1994; Sniderman 2000; Ray 2003a, b). Voraussetzung da-

für ist selbstverständlich, dass Parteien zu einer solchen Frage überhaupt eindeutig und deut-

lich wahrnehmbar kontroverse Positionen beziehen. In der Außenpolitik ist das häufig, aber 

nicht immer der Fall. 

Dieser revisionistische Forschungszweig hat dazu beitragen, das Bild von der Urteilsbildung 

der Bürger in ein milderes Licht zu tauchen. Sie zeigen, dass auch Menschen, die sich mit 

außen- und sicherheitspolitischen Fragen nicht regelmäßig beschäftigen und sich damit nicht 

gut auskennen, derartige Fragen bewerten können, indem sie auf wenig aufwendige, heuristi-

sche Strategien zurückgreifen. Sie können sich also einen Reim auf außen- und sicherheitspo-

litische Fragen machen, und zwar auf der Grundlage relativ tief verankerter Dispositionen. 

Auf einem anderen Blatt steht, ob auf diese Weise gewonnene Einschätzungen den eigenen 

Interessen entsprechen und der Sache tatsächlich gerecht werden. Heuristiken können dazu 

beitragen, können aber auch in die Irre führen (Sniderman et al. 1991; Bartels 1996; 

Lau/Redlawsk 2001; siehe für einen Überblick Schoen 2006a). Mit Blick auf die Befürchtun-

gen, eine demokratische Öffnung außen- und sicherheitspolitischer Entscheidungen könnte 

die Qualität der Entscheidungen beeinträchtigen, könnten Befunde zur Rolle von sozialen 

Identitäten und Stereotypen gar als Bestätigung interpretiert werden, da sie vorurteilsgelade-

ner Propaganda geradezu Tür und Tor öffnen.  

Im Hinblick auf das Verhältnis zwischen Bürgern und Eliten erscheinen die Befunde ebenfalls 

eher ambivalent. Einerseits deutet der Hinweis auf die Rolle von Elitesignalen auf einen un-

mittelbaren Einfluss von Eliten hin, ohne dass damit jedoch gesagt wäre, dass Eliten immer 

die gerade regierenden sind. Andererseits weisen Einflüsse von Wertorientierungen, außenpo-

litischen Grundorientierungen, psychischen Dispositionen und kollektive Identitäten auf den 

ersten Blick nicht auf Eliteneinflüsse hin. Im Gegenteil, sie deuten darauf hin, dass Bürger mit 

außen- und sicherheitspolitischen Orientierungen zutiefst persönliche Neigungen zum Aus-

druck bringen.  
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Diese Interpretation ist zwar richtig, bedarf aber einer wichtigen Ergänzung. Denn Bürger 

bilden sich ihre Meinung zu außen- und sicherheitspolitischen Fragen stets in einem bestimm-

ten kommunikativen Kontext, der von Eliten und Medien gestaltet wird (Zaller 1992). Politi-

sche Akteure formulieren Politikvorschläge und liefern Begründungen. Andere unterstützen 

oder kritisieren diese. Medien berichten darüber und kommentieren das Geschehen. Sie spie-

geln nicht nur Elitendiskurse wider, sondern können mit einer entsprechenden Darstellung 

außenpolitischer Ereignisse, Akteure und Policies selbständig Einfluss auf deren Wahrneh-

mung in der Öffentlichkeit nehmen (Cohen 1963; Entman 2003; Baum/Potter 2008). Die Tat-

sache, dass etliche der erwähnten Arbeiten als auf einen Zeitpunkt und einen Kontext be-

schränkte Querschnittanalysen angelegt sind und daher den Einfluss des kommunikativen 

Kontexts schwerlich erfassen können, darf nicht zu dem Fehlschluss führen, der Kontext sei 

irrelevant.  

Wirkungen von Elitenkommunikation und Medienberichterstattung können auf verschiedene 

Weise zustande kommen. Zum einen können Bürger – wie bereits erwähnt – schlicht Positio-

nen ihnen nahestehender Eliten übernehmen (Zaller 1992; Ray 2003a). Zum anderen kann der 

Einfluss darauf beruhen, dass Eliten oder Medien Deutungsangebote einer außen- oder si-

cherheitspolitischen Frage liefern, die – sofern sie akzeptiert werden – die Art und Weise be-

einflussen, wie Bürger über die entsprechende Frage nachdenken (Krosnick/Kinder 1990; 

Iyengar/Simon 1993; Krosnick/Brannon 1993; Soroka 2003). Um dies zu erreichen, stellen 

Eliten und Medien eine Frage in einem bestimmten Licht dar und Bezüge zu bestimmten 

Grundorientierungen her. Je nachdem, welche Problemsicht Bürger akzeptieren, werden sie 

damit verknüpfte Bewertungsmaßstäbe anlegen und einen Politikvorschlag im Sinne der Ur-

heber der jeweiligen Framingstrategie beurteilen. Wenn beispielsweise ein militärischer Aus-

landseinsatz als unabdingbares Mittel zur Aufrichtung einer Demokratie dargestellt wird, sol-

len Bürger offenbar dazu gebracht werden, nicht ihre Haltung zum Einsatz militärischer Ge-

walt, sondern ihre Einstellung zur Demokratie als Maßstab heranzuziehen, wenn sie die Mili-

tärmission bewerten. Da in vielen Staaten die demokratische Herrschaftsform auf mehr Zu-

stimmung stößt als der Einsatz militärischer Gewalt, könnte dieses Framing letztlich die öf-

fentliche Unterstützung der Mission steigern. 

Gerade die Außen- und Sicherheitspolitik mit ihren komplexen Fragen lässt solche Fra-

mingstrategien naheliegend und erfolgversprechend erscheinen. Allerdings ist deren Erfolg 

nicht garantiert, sondern von etlichen Faktoren abhängig (Entman 1993; Nelson et al. 1997; 

Chong/Druckman 2007a). So ist ein gewisses Mindestmaß an Wissen auf Seiten der Bürger 
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erforderlich, damit sie die in Frames enthaltenen Argumente mit eigenen Orientierungen in 

Verbindung bringen können (Druckman/Nelson 2003). Allerdings begrenzt ein hohes Maß an 

Wissen und Vertrautheit mit dem jeweiligen Thema die Wirksamkeit von Frames 

(Chong/Druckman 2007a). Stehen nämlich fest verankerte und daher leichter zugängliche 

Werte und Grundorientierungen im Widerspruch zu den Anregungen des Frames, verliert 

dieser an Zugkraft (Brewer 2001; Sniderman et al. 2001; Iyengar 1991). Anders gewendet, 

sind bestimmte Personen für bestimmte Darstellungen eines Themas besonders empfänglich 

(Mader/Schoen 2013). Zudem ist die Konkurrenz verschiedener Framingstrategien zu beden-

ken. Finden sich im öffentlichen Diskurs mehrere, womöglich konkurrierende Frames, so 

können die einzelnen Frames an Einfluss einbüßen und politische Grundorientierungen bei 

der Urteilsbildung stärker zum Tragen kommen (z.B. Sniderman/Theriault 2004).
7
 

Der unvermeidliche Einfluss des kommunikativen Kontexts auf die politische Urteilsbildung 

hat mehrere Implikationen. So könnten die oben dargestellten Einflüsse von Wertorientierun-

gen, domänenspezifischen Grundorientierungen und Gruppenbindungen auf spezifische Ein-

stellungen teilweise die Struktur des öffentlichen Diskurses widerspiegeln – und nicht eine 

eigenständige, von Eliteneinflüssen unabhängige Urteilsbildung von Bürgern. Dieses Argu-

ment lässt das Verhältnis zwischen Bürgern und Eliten umso problematischer erscheinen. 

Denn es weist auf die Möglichkeit hin, dass Eliten und Medien einheitliche und dazu andere 

Interessen aufweisen als die breite Masse der Bevölkerung. Durch eine geschickte Darstellung 

ihres Tuns wäre es in einem solchen Fall den Eliten möglich, in extremen Fällen gegen die 

Interessen der Bürger zu agieren, ohne dass sie für ihr Verhalten zur Rechenschaft gezogen 

werden könnten.
8
 

Dieses Szenario geht gleichsam von einer Verschwörung der Eliten gegen die Bürger aus. Im 

Umkehrschluss folgt, dass der für Demokratien konstitutive Eliten- und Medienpluralismus 

sowie der damit verbundene Wettbewerb um die Deutungshoheit zu politischen Themen von 

entscheidender Bedeutung dafür sind, dass Eliteneinflüsse auf die außenpolitische Urteilsbil-

                                                           
7
 Die außen- und sicherheitspolitische Urteilsbildung von Bürgern kann auch von situativ begründeten Emotio-

nen beeinflusst werden (Huddy et al. 2005; siehe Marcus et al. 2000). Besondere Prominenz in der Forschung 

hat situative, etwa von Kriegen oder Terroranschlägen ausgelöste Angst erlangt (z.B. Boehnke et al. 1989; Holst 

1998). Sie kann dazu führen, dass Bürger systematisch bestimmte Politikvorschläge bevorzugen (z.B. Huddy et 

al. 2005; Schoen 2006b, c). Auch kann sie, je nach Ausprägung, die Art der politischen Urteilsbildung im Sinne 

einer abnehmenden kognitiven Leistungsfähigkeit (Cacioppo/Gardner 1999; Huddy et al. 2003) oder einer grö-

ßeren Aufmerksamkeit für neue Informationen (z.B. Marcus et al. 2000) beeinflussen. 
8
 Dieses Szenario erscheint bei fehlendem Interesse und Wissen der Bürger in Bezug auf außen- und sicherheits-

politische Fragen besonders plausibel. Allerdings dürfte selbst einer sehr uninteressierten Öffentlichkeit ab ei-

nem gewissen Punkt auffallen, dass die Eliten eklatant gegen die Interessen der Bürger verstoßen (Stimson 

1999). 
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dung von Bürgern nicht nur unproblematisch, sondern sogar wünschenswert sind (Dahl 1971; 

Riker 1982; Bartels 2003). Diese Debatten regen Bürger an, sich intensiver mit einem Thema 

zu beschäftigen und verhelfen ihnen womöglich, ihre Interessen besser zu erkennen 

(Chong/Druckman 2007b; Key 1966). In jedem Fall sind die mangelnden Kenntnisse vieler 

Bürger unter den Bedingungen der Elitenkonkurrenz im Hinblick auf das Verhältnis zwischen 

Bürgern und Eliten weniger problematisch, als es auf den ersten Blick scheinen mag. Vermag 

jedoch eine Seite, trotz fragwürdiger Argumente, den Diskurs zu dominieren, droht ernsthaf-

ter Schaden für das fragile Gleichgewicht zwischen Bürgern und Eliten (Chong/Druckman 

2007a). Gesellschaftlicher Pluralismus erscheint somit als zentrale institutionelle Vorausset-

zung effektiver demokratischer Kontrolle. 

 

3. Außen- und sicherheitspolitische Urteile und Wahlverhalten 

Inwiefern Bürger ihre Rolle als Kontrolleure außen- und sicherheitspolitischer Entscheidun-

gen ausfüllen können, hängt davon ab, ob es ihnen gelingt, das Handeln der Regierenden in 

Beziehung zu ihren Interessen und Werten zu setzen und zu bewerten. Diese Urteile wiede-

rum müssen zudem – wenigstens potentiell – verhaltensrelevant sein, da sie andernfalls poli-

tisch folgenlos bleiben. Neben der notwendigen Vertrautheit mit einem Thema müssen daher 

zwei weitere Bedingungen erfüllt sein, damit sachfragenorientiertes Wählen stattfinden kann 

(Campbell et al. 1960: 168-187): So muss der Wähler zum einen der Sachfrage eine gewisse 

emotionale Bedeutung beimessen, zum anderen muss er zwischen den Parteien Unterschiede 

in deren Positionen ausmachen können. Ist eine der drei Bedingungen nicht erfüllt, wird es 

nicht zu sachfragenorientiertem Wählen kommen. Umgekehrt bedeutet dies jedoch nicht, dass 

bei Vorliegen von Vertrautheit, emotionaler Bedeutung und wahrgenommen Parteiunterschie-

den ein Einfluss feststellbar sein muss: So können die Parteiidentifikation oder Kandidaten-

bewertungen, aber auch andere Sachfragenorientierungen von größerer Wichtigkeit für die 

Wahlentscheidung sein oder außenpolitische Orientierungen wesentlich vorprägen. 

Die Aussichten, dass außen- und sicherheitspolitische Einstellungen einen Einfluss an der 

Wahlurne entfalten, sind daher als eher schlecht zu beurteilen. Schon die erste Bedingung, 

nämlich die bloße Kenntnis eines Themas, dürfte für einen nicht unerheblichen Teil des Elek-

torats eine beträchtliche Hürde darstellen. Angesichts des geringen Kenntnisstands in außen- 

und sicherheitspolitischen Fragen kann man davon ausgehen, dass viele Wähler über aktuelle 

außenpolitische Themen nur unzureichend informiert sind (Converse 1964; Delli Carpi-

ni/Keeter 1996). Daher werden sie häufig weder eine Vorstellung davon haben, welche Posi-



13 
 

tion ihr Land gerade in einer außenpolitischen Frage vertritt, noch werden sie überhaupt eine 

eigene Einstellung zu einem Thema entwickelt haben (Campbell et al. 1960). Auch was die 

zweite Bedingung angeht, würde man zumindest aus der traditionellen Sichtweise heraus 

vermuten, dass die meisten Menschen keine besonders starken Gefühlsregungen mit Fragen 

der Außen- und Sicherheitspolitik verbinden, da diese zu weit von der Lebenswirklichkeit der 

meisten Menschen entfernt ist. Diese Feststellung mag zwar für spezielle Themen der Außen-

politik zutreffend sein, doch sind insbesondere Fragen nach Krieg und Frieden durchaus ge-

eignet, intensivste Gefühle hervorzurufen (Sears et al. 1979; Carmines/Stimson 1980). Gerade 

außenpolitische Themen lassen sich leicht mit einer hohen symbolischen Bedeutung aufladen, 

wodurch grundlegende Werte oder Gruppenbindungen aktiviert werden, die die Bedeutung 

solcher Sachfragen für den einzelnen Wähler merklich erhöhen können.  

Allerdings wird eine Sachfrage auch nur dann einen Einfluss entfalten können, wenn der Bür-

ger weitgehend eigenständig zu seiner Haltung gelangt ist. Begründet sich seine Einstellung 

dagegen überwiegend auf Überlegungen, die auf Elitensignalen beruhen, wird sich zwar in 

vielen Fällen ein Zusammenhang zwischen Sachfrage und Wahlentscheidung finden lassen. 

Dieser ist aber in der Regel auf eine gemeinsame Ursache, nämlich die Parteiidentifikation, 

zurückzuführen und daher nicht als Ausdruck für eine Kontrolle des Elitenhandelns durch die 

Bürger zu verstehen. Lassen sich nun aber Wähler finden, die eine eigenständige Haltung 

entwickelt haben und ihr auch größere Bedeutung als anderen Sachfragen beimessen, so ist 

die entscheidende Frage, ob auch die dritte Bedingung erfüllt ist, nämlich ob für den jeweili-

gen Wähler Unterschiede zwischen den Parteien wahrnehmbar sind. Eine hohe Wichtigkeit 

eines außenpolitischen Themas für den informierten Wähler wird den Wahlausgang nicht be-

einflussen, wenn er den Parteien keine unterschiedlichen Positionen zuordnen kann, und er 

dementsprechend keine Wahl zwischen verschiedenen Politikoptionen hat. 

Ob die Verknüpfung zwischen Wählerwünschen und Elitenhandeln in außen- und sicherheits-

politischen Fragen funktioniert, hängt also vorrangig von der Wahlkampfführung der Parteien 

ab. Denn Parteien haben einen gewichtigen Einfluss darauf, welche Themen von den Bürgern 

überhaupt als wichtig für die Wahlentscheidung wahrgenommen werden. Wenn sich aber 

Parteien keinen Vorteil aus der Betonung ihrer unterschiedlichen Haltungen versprechen und 

Unterschiede dementsprechend herunterspielen, oder wenn sie sogar in ihren Auffassungen 

weitgehend übereinstimmen, wird es für den Wähler schwer, sich gemäß seiner außenpoliti-

schen Einstellungen zu entscheiden. Falls er in einem solchen Fall doch Unterschiede zwi-

schen den Parteien wahrnimmt, so werden diese für gewöhnlich seiner Parteiidentifikation 
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geschuldet sein (Brady/Sniderman 1985). Dementsprechend wird wiederum seine Parteibin-

dung und nicht die Sachfrage ausschlaggebend für die Wahlentscheidung sein. Nur wenn die 

Parteien klar abgrenzbare Haltungen zu außen- und sicherheitspolitischen Themen einnehmen 

und diese auch hervorheben, und ein größerer Teil der Wähler Unterschiede zwischen der 

eigenen außenpolitischen Einstellung und der Position der jeweils nahestehenden Partei 

wahrnimmt, ist es möglich, dass Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik das Wahlergebnis 

in bedeutsamer Weise beeinflussen.
9
  

In Deutschland waren während des Kalten Krieges die Voraussetzungen vergleichsweise 

günstig, gemäß einer außenpolitischen Haltung zu wählen (siehe für empirische Evidenz zu 

den USA z.B. Aldrich et al. 1989, 2006; Rattinger 1990a; Norpoth/Sidman 2006). So wurde 

Außen- und Sicherheitspolitik in der Mehrzahl der Wahlkämpfe thematisiert, von Westin-

tegration und Wiederbewaffnung (1953) über NATO-Mitgliedschaft (1957), Mauerbau 

(1961), Vietnam (1969), Ostpolitik (1972), Afghanistan (1980) bis hin zum NATO-

Doppelbeschluss (1983). In den beiden Jahrzehnten seit der Wiedervereinigung hingegen lässt 

sich nur ein Wahlkampf ausmachen, bei dem ein außenpolitisches Thema von großer Bedeu-

tung war, nämlich bei der Wahl 2002 vor dem Hintergrund des heraufziehenden Irakkriegs 

(Schoen 2004; Fuchs/Rohrschneider 2005). Der Krieg in Afghanistan nahm bei keiner der 

seitdem stattfindenden Bundestagswahlen eine prominente Rolle ein. Selbst 2009, als der 

Krieg aufgrund des Tanklaster-Bombardements bei Kundus so präsent in der Öffentlichkeit 

war wie selten zuvor, vermieden es alle Parteien außer der Linken, prononciert Position zu 

beziehen (Schoen 2010). Angesichts der geringen Salienz verwundert es daher kaum, dass in 

jüngerer Zeit außen- und sicherheitspolitische Themen nur eine untergeordnete Rolle bei der 

Wahlentscheidung gespielt haben (Schoen 2011). 

Auch für die Wirkung außen- und sicherheitspolitischer Urteile auf das Wahlverhalten erwei-

sen sich Elitenkonkurrenz und die Offenheit des politischen Wettbewerbs als zentrale Voraus-

setzung. Nur wenn Bürger eine themenspezifische Wahl haben und darauf hingewiesen wer-

den, können sie entsprechend entscheiden. Denn „the voice of the people is but an echo” (Key 

1966: 2). Daher ist die Offenheit des Elitenwettbewerbs von entscheidender Bedeutung. Soll-

ten sich etablierte politische Kräfte auf eine gemeinsame Position verständigt haben, die aber 

von latenten Bürgerwünschen abweicht, können in einer pluralistischen Gesellschaft politi-

                                                           
9
 Dieser Befund gilt sinngemäß für Volksabstimmungen über außen- und sicherheitspolitische Fragen, etwa zur 

europäischen Integration. Auch in diesen Fällen kann die elitengesteuerte Kampagnenkommunikation die Auf-

merksamkeit auf sachbezogene Urteilskriterien oder aber auf andere Bewertungsmaßstäbe lenken und so die 

Abstimmung zu einer nationalen Nebenwahl machen (z.B. Garry et al. 2005). 
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sche Unternehmer mit neuen Angeboten um Wählerstimmen werben. So werden die etablier-

ten Parteien zumindest gezwungen, stärker Rücksicht auf die Präferenzen der Wählerschaft zu 

nehmen, wenn sie verhindern wollen, dass eine neue Partei Stimmen in größerem Umfang für 

sich verbuchen kann, wie es den Grünen in den 1980er Jahren in Folge der Friedensbewegung 

in Deutschland (Rattinger 1990b) oder zahlreichen europaskeptischen Parteien nach den 

Maastricht-Verträgen gelang (Taggart 1998). Neue Parteien, die abweichende Positionen ver-

treten, beleben den politischen Wettbewerb und zwingen etablierte Kräfte dazu, intensiver für 

ihre Standpunkte zu werben. Ob neue politische Bewerber in jedem Fall substantiell bessere 

Politikvorschläge präsentieren, ist damit jedoch nicht gesagt. 

 

4. Schluss 

Die Möglichkeit der demokratischen Einflussnahme auf außen- und sicherheitspolitische Ent-

scheidungen ist heute selbstverständlich, nicht jedoch ihre Nutzung. Damit der demokratische 

Anspruch auf Kontrolle der Regierung durch die Bürger eingelöst werden kann, müssen zwei 

Bedingungen erfüllt sein. Die Bürger müssen zum einen eigenständig zu einer Haltung gelan-

gen können, und sie müssen sich zum zweiten von dieser Haltung bei der Wahlentscheidung 

auch leiten lassen. Andernfalls gelingt die Verknüpfung zwischen Bürgerwünschen und Eli-

tenhandeln – und damit die Drohung mit elektoralen Konsequenzen – nicht zufriedenstellend.  

Unser Überblick hat gezeigt, dass Interesse und Wissen von Bürgern in Bezug auf Außen- 

und Sicherheitspolitik als gering einzuschätzen sind, weshalb Verbindungen zwischen dem 

Eigeninteresse im engeren Sinne und dem Handeln der politischen Eliten kaum hergestellt 

werden können. Gleichwohl sind Bürger in der Lage, auch mit mangelhaftem Wissen zu Ur-

teilen über außen- und sicherheitspolitischen Fragen zu gelangen. Beispielsweise können sie 

auf allgemeine Wertvorstellungen, Gruppenbindungen, Stereotype oder bereichsspezifische 

Grundorientierungen zurückgreifen. Um der Bedingung zu genügen, eigenständig zu einer 

Haltung gelangt zu sein, ist eine solche Zuhilfenahme allgemeinerer Orientierungen aber nicht 

ausreichend. Denn ohne entsprechendes Wissen fehlt die notwendige Fundierung solcher Ein-

stellungen, was sie anfällig für Beeinflussungen von Seiten der Eliten macht. Je nachdem, 

welche Deutungsangebote den öffentlichen Diskurs beherrschen, werden die Bürger verschie-

denen Werten unterschiedliches Gewicht bei der Beurteilung außenpolitischer Fragen einräu-

men. Da sie dabei aber vornehmlich den Frames der ihnen nahestehenden Eliten folgen, ist 

eine effektive Kontrolle des Elitenhandelns kaum möglich. Dies gilt umso mehr, als Eliten mit 
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ihren Kommunikationsstrategien den Einfluss außen- und sicherheitspolitischer Bewertungen 

auf das Wahlverhalten beeinflussen können. Allerdings sind die Wirkungen von Elitensigna-

len im Zusammenspiel mit den Medien vergleichsweise dürftig untersucht. Ebenso liegt ein 

Forschungsdesiderat darin, besser zu verstehen, auf welche Weise und unter welchen Bedin-

gungen die öffentliche Meinung in die Entscheidungsprozesse außen- und sicherheitspoliti-

scher Eliten einfließt, was letztlich nur durch Fallstudien zu klären sein dürfte. 

Alles in allem legen die Befunde jedoch einen eher skeptischen Blick auf die gesellschaftli-

chen Voraussetzungen einer demokratischen Kontrolle in der Außen- und Sicherheitspolitik 

nahe. Allerdings können die Befunde unter Umständen optimistischer gelesen werden, als es 

auf den ersten Blick den Anschein hat. Zum einen haben wir die gesellschaftliche Heterogeni-

tät in puncto außenpolitischer Aufmerksamkeit bislang nur am Rande erwähnt. Gerade sie 

könnte jedoch wesentlich zur Rückkopplung zwischen Bürgern und Eliten beitragen. Ein rela-

tiv eng umrissenes außenpolitisches Themenpublikum, das das Geschehen auf diesem Politik-

feld aufmerksam beobachtet und sensibel darauf reagiert, kann politische Eliten dazu anhal-

ten, nicht allzu sehr von den Wünschen der Bürger abzuweichen. Selbst wenn die übergroße 

Mehrheit der Bürger außenpolitischen Fragen gleichgültig gegenübersteht, könnte ein auf-

merksames Themenpublikum außenpolitische Responsivität und Führung erfolgreich einfor-

dern (Converse 1964; Neuman 1986; Rattinger 1990c).
10

 

Zum anderen ist zu bedenken, dass in einer pluralistischen Gesellschaft mit offenem politi-

schen Wettbewerb neue Anbieter mit einer neuen außenpolitischen Agenda auf den Markt 

treten können. Ist diese Bedingung tatsächlich erfüllt, kann selbst das Ausbleiben außenpoli-

tisch motivierten Wahlverhaltens eine gelungene themenspezifische Rückkopplung zwischen 

Bürgern und Eliten anzeigen. Denn womöglich antizipieren Eliten potentielle Abstrafungen 

an der Wahlurne und passen ihr Handeln entsprechend an.
11

 Eine Form der Vorwegnahme 

negativer Reaktionen des Wahlvolks kann allerdings auch darin bestehen, dass Parteien ein 

Thema totzuschweigen versuchen, wie es das Beispiel des Afghanistaneinsatzes und seine 

Bedeutungslosigkeit bei immerhin drei Bundestagswahlen nahelegt, obwohl die Mehrheit der 

Bevölkerung eine deutlich einsatzkritischere Haltung zu Protokoll gibt, als Union, SPD, FDP 

oder Grüne vertreten (Schoen 2010). Aber selbst ein solcher Befund muss nicht zwingend als 

demokratisches Problem gesehen werden, solange für neue Bewerber freier Zugang zum poli-

                                                           
10

 Die Existenz von Themenpublika kann auch als ein Argument dienen, um die optimistischeren Folgerungen in 

Aggregatdatenanalysen zu begründen (Page/Shapiro 1992; Isernia et al. 2002).  
11

 Untersuchungen dieses voraussetzungsvollen Prozesses liegen bislang in erster Linie, aber nicht nur, für die 

USA vor (Jacobs/Shapiro 1999; LaBalme 2000; Sobel 2001; siehe für Deutschland Brettschneider 1996). 
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tischen Wettbewerb besteht, Außen- und Sicherheitspolitik als Gegenstand prinzipiell wäh-

lerwirksam sind und nicht bestimmte Positionen gesellschaftlich tabuisiert werden. Andern-

falls würden sich politische Bewerber auch bei außenpolitischen Repräsentationsdefiziten 

nicht mit entsprechenden Politikvorschlägen in den Wettbewerb wagen.  

Auch wenn die Befunde nach wie vor Gültigkeit besitzen, dass es den Bürgern in der Masse 

an außen- und sicherheitspolitischen Wissen und Interesse fehlt (Lippmann 1922; Almond 

1950), so kann man die früher daraus abgeleitete Forderung nach einer Abschottung dieses 

Politikbereichs gegenüber der Öffentlichkeit zurückweisen. Zwar mag die Wählerschaft als 

Ganzes durchaus (zu) träge auf internationale Entwicklungen reagieren (Kennan 1951) – die 

Regierenden in offenen Gesellschaften sind dennoch gut beraten, und zwar auch dann, wenn 

sie nur ihr Eigeninteresse verfolgen, die Meinungen in der Bevölkerung bei ihrer Entschei-

dungsfindung gebührend zu berücksichtigen.  
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